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Vorwort 

Die vorliegende Schrift  ist die leicht überarbeitete Fassung meiner 
Dissertation, die im Sommersemester 1972 dem Fachbereich Rechts-
wissenschaft der Universität Hamburg vorgelegen hat. 

Die Arbeit wurde von meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Prof.  Dr. 
Kar l August Bettermann, angeregt. Er war nachhaltig um ihren Fort-
gang besorgt und hat sie mi t vielfältigen Hinweisen und eingehender 
Kr i t i k gefördert.  Dafür schulde ich ihm aufrichtigen Dank. Für wert-
volle weiterführende  Anregungen bin ich dem Zweitreferenten,  Herrn 
Prof.  Dr. Albrecht Zeuner, zu besonderem Dank verbunden. Herrn 
Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann danke ich für die Aufnahme 
der Arbeit in die Reihe der „Schriften zum öffentlichen  Recht". 

Hamburg, im Ju l i 1972 

Ernesto Loh 
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§ 1 Ziel und Methode der Arbeit 

Seit dem 1. Januar 1972 gi l t das neue Postgesetz und noch immer fehlt 
es an Anzeichen dafür,  daß es den Neubeginn einer allgemeinen wissen-
schaftlichen Diskussion über das Postrecht anregen könnte. Außer einem 
kurzgefaßten Kommentar 1 und einigen mehr informierenden als analysie-
renden Aufsätzen i n Spezialzeitschriften 2 zum neuen Postgesetz (PostG) 
gibt es bislang noch keine eingehende wissenschaftliche Darstellung des 
Postrechts oder eines seiner Teilgebiete. Über die augenscheinlich geringe 
At t rakt iv i tät dieser Materie läßt sich manches vermuten, ohne daß dabei 
eine plausible Erklärung zu gewinnen wäre. Immerhin ist festzustellen, 
daß das Postrecht als Gegenstand wissenschaftlicher Auseinanderset-
zung schon bessere Zeiten gekannt hat. Als es noch von der überwiegen-
den Ansicht als Tei l des Privatrechts angesehen wurde, fand es in Ehren-
bergs Handbuch des gesamten Handelsrechts eine meisterliche Darstellung 
durch Franz Scholz 3. Dem öffentlichen  Recht verpflichtet waren die Mo-
nographien von Nawiasky 4, Niggl 5 und Hellmuth e. Speziell zum Post-
gesetz von 1871 gab es zahlreiche Kommentare7. Seit der Errichtung der 
Deutschen Bundespost dagegen wurden die Grundfragen  des Postrechts 
im wesentlichen nur noch i n Zeitschriftenaufsätzen  erörtert 8, die, von 
Ausnahmen abgesehen9, zumeist im „Archiv für das Post- und Fern-

1 Kämmerer'Eidenmüller,  Post- und Fernmeldewesen (Der Wirtschaftskom-
mentator, Te i l C: Wirtschaftsrecht I C IX/6), Loseblattwerk, Frankfur t  am 
Ma in 1969 ff. 

2 Altmannsperger,  Das neue Gesetz über das Postwesen, Die Postpraxis, 1969, 
S. 129, 145, 161, 177; 1970, 1 ff.;  Kohl,  Die Haftungsregelung i m neuen Postge-
setz, Die Postpraxis, 1969,148 ff. 

3 Das Post-, Telegraphen- und Fernsprechrecht, in : Ehrenberg, Handbuch 
des gesamten Handelsrechts, 5. Band, I I . Abtei lung, Leipzig 1915, S. 575 ff. 

4 Deutsches und österreichisches Postrecht — Der Sachverkehr, Wien 1909. 
5 Deutsches Postrecht, 2. Aufl . , Ber l in 1931. 
β System des deutschen Post-, Telegraphen- und Fernsprech-Verkehrsrechts 

i m Grundriß, Nürnberg 1929. 
7 Aschenborn-Schneider,  2. Aufl . , Ber l in 1928; Dambach - v.  Grimm,  6. Aufl. , 

Ber l in 1901 waren die wichtigsten und einflußreichsten. 
8 Das Werk von Schuster,  Postrechtspraxis, 3. Aufl . , Goslar 1954, beschränkte 

sich — wie schon der T i te l klarstel l t — auf eine Darstel lung des Postrechts 
für die Zwecke der praktischen Verwaltungstät igkeit ; theoretische und kritische 
Erörterungen fehlen dementsprechend. 

9 Hervorzuheben Lerche,  Anm. zu OVG Münster, JZ 1959, 674 ff.;  Anm. zu 
BVerwG, JZ 1961, 708 f.; Erichsen,  Zu r Haftung der Bundespost, DÖV 1965, 
158 ff.;  Kämmerer,  Die Rechtsnatur der Bundespost, DVB1. 1966, 357 ff.;  396 ff.; 
Kohl,  Die Grundsätze der Posthaftung, DÖV 1968,722 ff. 
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meldewesen" erschienen — einer vorzüglich edierten Zeitschrift,  die aber 
sicher nicht die Standardlektüre des mi t Verwaltungsrecht befaßten Ju-
risten bildet. Sofern sich die Lehrbücher überhaupt des besonderen Ver-
waltungsrechts annehmen, gelangt die Darstellung über die Grundzüge 
kaum je hinaus10. Das ist um so erstaunlicher, als gerade das Postbenut-
zungsrecht, das Elemente der Anstaltsnutzung enthält, aber zum Teil 
schon gemeingebrauchsähnliche Züge trägt 11 , sowohl der Lehre von der 
öffentlichen  Anstalt wie der Lehre von der öffentlichen  Sache kräftige 
Impulse geben könnte. 

Die vorliegende Arbeit versucht, die Hauptprobleme der Posthaftung 
nach dem neuen PostG in einer zusammenfassenden Darstellung zu er-
örtern. Anhand der im einzelnen herauszuarbeitenden Haftungsprinzi-
pien soll der systematische Zusammenhang der einzelnen Normen sicht-
bar gemacht werden, den das Gesetz dadurch eher verdeckt, daß es für 
jeden einzelnen Dienstzweig eine besondere Haftungsregelung enthält. 
Bei der Erörterung der praktischen Konsequenzen der postulierten Haf-
tungsprinzipien wurde in erheblichem Umfang auf Rechtsprechung und 
Literatur zum alten Postrecht zurückgegriffen,  das folglich zum Gegen-
stand einer kurzen Darstellung gemacht werden muß. Dieser Rückgriff, 
der bei der Interpretation eines neuen Gesetzes unangebracht erscheinen 
mag, ist dadurch gerechtfertigt,  daß das Gesetz i n den grundlegenden 
Entscheidungen zum Haftungsrecht so neu eben nicht ist, sondern an den 
bisherigen Rechtszustand angeknüpft hat. 

M i t Bedacht wurden — zumal in den Darlegungen über die Haftung 
der Post im Sachverkehr, d. h. vor allem im Brief-  und Paketdienst — 
vielfach zivilrechtliche Normen vergleichend für die Anwendung des 
Posthaftungsrechts fruchtbar  gemacht. Das ist, auch wenn § 712 die öffent-
lich-rechtliche Natur des Postbenutzungsverhältnisses i n allen seinen 
Phasen f ixiert  hat, methodisch nicht anfechtbar.  Es wäre verfehlt,  den 
Unterschied von öffentlichem und privatem Recht zur Legitimation da-
für heranzuziehen, beide Rechtskreise hermetisch voneinander abzu-

1 0 A m gründlichsten noch E. R. Huber,  Wirtschaftsverwaltungsrecht,  2. Aufl . , 
Tübingen 1953, Band I , S. 497 ff.;  Bochalli,  Besonderes Verwaltungsrecht, 
3. Aufl. , Kö ln 1967, S. 280 - 282, bietet nur wenig mehr als Gesetzeshinweise. 
I n dem von Ingo v.  Münch  herausgegebenen Lehrbuch Besonderes Verwal -
tungsrecht, 2. Aufl. , Bad Homburg v. d. H. 1970, werden Post- und Fernmelde-
recht übergangen. 

1 1 Dieser Hinweis von Kämmerer,  DVB1. 1966, 399 m i t Anm. 91 ist unbedingt 
vertiefenswert;  dagegen ist seiner These nicht zu folgen, wegen der „ inst i tu t io-
nellen Korre lat iv i tä t " von Anstal t und Anstaltsnutzung könne die Postbenut-
zung nicht als Anstaltsnutzung qualifiziert  werden, da die Deutsche Bundes-
post unmittelbare Bundesverwaltung und somit keine Anstal t sei (S. 358 ff.)  : 
Das ist pure Begriffsjurisprudenz.  Über die sachliche Nähe von Anstaltsnutzung 
und Gemeingebrauch vgl. auch Werner  Weber,  W D S t R L 21, 176 ff. 

1 2 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des PostG. 
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riegeln13. Daß solches Vorgehen nicht richtig sein kann, t r i t t deutlich in 
dem Umstand zutage, daß die Haftungsnormen des alten PostG die Mitte 
der dreißiger Jahre auch in der Rechtsprechung vollzogene Hinwendung 
zu einem öffentlich-rechtlichen  Verständnis der Postbenutzung14 ohne die 
geringste inhaltliche Änderung überdauert haben. Wenn sich also fest-
stellen läßt, daß postrechtliche und zivilrechtliche Normen vergleichbare 
Sachverhalte zum Gegenstand haben, ist es nicht zu beanstanden, daß 
im Interesse einer größtmöglichen Entscheidungsharmonie die Anglei-
chung der Rechtsanwendung angestrebt wi rd 1 5 . 

Es mag sein, daß die Haftungsnormen des PostG nur einen kleinen 
Teil der Pflichtverletzungen im Postverkehr haftungsrechtlich sanktio-
nieren und daß der Löwenanteil der Schadensfolgen aufgrund des gene-
rellen Haftungsausschlusses in § 11 I ohne Ersatz gelassen ist. Hieraus 
läßt sich nicht der Vorwurf  ableiten, die Arbeit befasse sich mi t rechts-
politisch zweit- und drittrangigen Fragen, wenn sie versuche, ein System 
der postgesetzlichen Haftungsnormen zu entwickeln. Wissenschaftliche 
Arbeit ist vor allem systematische Arbeit. Umfang und Tragweite des 
Haftungsausschusses können daher nicht die Basis der Untersuchung 
bilden: ex nihi lo nihi l . Vielmehr lassen sie sich umgekehrt nur — aber 
auch um so leichter — bestimmen, wenn der Geltungsbereich der posi-
t iven Haftungsnormen abgesteckt ist. 

Aus diesem systematischen Ansatz folgt weiter, daß nicht das gesamte 
Haftungsrecht im Bereich des Postwesens dargestellt werden soll, son-
dern die typusbildenden Besonderheiten herauszuarbeiten sind, die das 
Posthaftungsrecht vom allgemeinen Schadensersatzrecht abheben. Daher 
scheint es gerechtfertigt,  Vorschriften  und Probleme unerörtert zu las-
sen, die zwar von praktischer Wichtigkeit für die Durchsetzung von 
Ersatzansprüchen sind, denen aber keine die Eigenheiten der Materie 
kennzeichnende Kraf t  innewohnt. Das gi l t etwa für die Verjährung der 
Ansprüche gegen die Post, die in § 24 eine detaillierte Regelung erfah-
ren hat, oder für die Rückabwicklung der Ersatzleistung nach Wieder-
auffinden  der Sendung (§13 II). Aber auch die Geltendmachung der An-

1 3 Hiergegen m i t Recht Bullinger,  öffentl iches  Recht und Privatrecht, Stut t -
gart 1968, insbes. S. 75 ff.,  dessen Forderung, die Zweitei lung von öffentlichem 
und pr ivatem Recht zugunsten eines „differenzierten  Gemeinrechts" preiszu-
geben (S. 81 ff.),  jedoch nicht die einzige und notwendige Konsequenz darstellt. 

1 4 Die Wendemarken bi lden die Entscheidungen RGZ 155, 333 (335) fü r das 
Fernsprechverhältnis und RGZ 161, 174 (180) für das Postscheckverhältnis. 

1 5 I n diesem Zusammenhang darf  darauf hingewiesen werden, daß sogar 
Otto  Mayer,  der als der eigentliche Begründer der Lehre vom öffentlich-recht-
lichen Charakter der Postbenutzung übertriebener zivilistischer Meinungen 
sicher nicht verdächtig ist, einräumte: „ I n vernünft igen Grenzen hat die Be-
tonung des Zusammenhangs m i t der Begriffswelt  des Zivi lrechts immer ihre 
Nützl ichkeit" (Deutsches Verwaltungsrecht I, 3. Aufl., München/Leipzig 1924, 
S. 101 Anm. 19). 


